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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung  Beschlüsse des Ausschusses  
 

Viertes Gesetz zur Änderung des  
Krankenhausgestaltungsgesetzes  
des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

 Viertes Gesetz zur Änderung des  
Krankenhausgestaltungsgesetzes  
des Landes Nordrhein-Westfalen 

 
Artikel 1 

Änderung des  
Krankenhausgestaltungsgesetzes des 

Landes Nordrhein-Westfalen 
 

Das Krankenhausgestaltungsgesetz des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 11. De-
zember 2007 (GV. NRW. S. 702, ber. 2008 
S. 157), das zuletzt durch Gesetz vom 
9. März 2021 (GV. NRW. S. 272, ber. S. 394) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 1 
Änderung des  

Krankenhausgestaltungsgesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen 

 
Das Krankenhausgestaltungsgesetz des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 11. De-
zember 2007 (GV. NRW. S. 702, ber. 2008 
S. 157), das zuletzt durch Gesetz vom 
9. März 2021 (GV. NRW. S. 272, ber. S. 394) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

1. In der Inhaltsübersicht wird in der An-
gabe zu § 5 die Angabe „Patientenbe-
schwerdestellen“ durch die Angabe „Pa-
tientenfürsprecherin oder Patientenfür-
sprecher“ ersetzt. 

 

 1. unverändert  

2. Nach § 2 Absatz 1 Satz 2 wird folgender 
Satz eingefügt: 

 
 „Dazu ist ein qualifiziertes und standar-

disiertes Ersteinschätzungsverfahren 
einzusetzen.“ 

 

 2. unverändert  

3. § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 2 eingefügt: 

 
„(2) Patientinnen und Patienten ha-
ben ein Recht auf den Empfang von 
Besuch in angemessenem Um-
fang. Die besonderen Bedürfnisse 
von schwerkranken Patientinnen 
und Patienten sowie von Patientin-
nen und Patienten mit Behinderun-
gen sind in diesem Zusammenhang 
besonders zu berücksichtigen. Je-
des Krankenhaus hat eine Be-
suchsregelung zu erlassen und 
diese im Internet und durch für die 
Patientinnen und Patienten ohne 
Weiteres ersichtlichen Aushang zu 
veröffentlichen. Einschränkungen 

 3. unverändert  
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von Besuchen im Rahmen der be-
stehenden Besuchsregelung sind 
zulässig, soweit dies aufgrund be-
sonderer Umstände zwingend er-
forderlich ist. Sie bedürfen einer 
verständlichen Begründung im Be-
suchskonzept und dürfen nicht zu 
einer vollständigen Isolation der be-
troffenen Patientinnen und Patien-
ten führen. Im Falle einer Ein-
schränkung ist die Kommunikation 
mit den Angehörigen der betroffe-
nen Patientinnen und Patienten si-
cherzustellen.“  

 
b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 

werden die Absätze 3 und 4.  
 

  

4. § 5 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 5 
Patientenfürsprecherin oder  

Patientenfürsprecher,  
Sozialer Dienst, 

Patientenberatung, 
Patientenseelsorge 

 
(1) Der Krankenhausträger bestellt je-
weils für jedes Krankenhaus eine unab-
hängige Patientenfürsprecherin oder ei-
nen unabhängigen Patientenfürspre-
cher sowie eine Stellvertreterin oder ei-
nen Stellvertreter. Die Patientenfürspre-
cherin oder der Patientenfürsprecher 
soll mit allgemein anerkannten Einrich-
tungen der Gesundheitsvorsorge und 
des Patientenschutzes sowie der 
Selbsthilfe eng zusammenarbeiten. Be-
schäftigte des Krankenhausträgers oder 
Mitglieder seiner Organe können nicht 
bestellt werden. 
 
(2) Bei dem Amt der Patientenfürspre-
cherin oder des Patientenfürsprechers 
handelt es sich um ein Ehrenamt. Der 
jeweilige Krankenhausträger soll der 
Patientenfürsprecherin oder dem Pati-
entenfürsprecher eine angemessene 
Fort- und Weiterbildung ermöglichen. 
 
 
 

 4. unverändert  
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(3) Die Patientenfürsprecherin oder der 
Patientenfürsprecher vertritt die Interes-
sen der Patientin oder des Patienten ge-
genüber dem Krankenhaus im Rahmen 
dieses Gesetzes. Sie oder er prüft An-
regungen, Bitten und Beschwerden der 
Patientinnen und Patienten und wird 
grundsätzlich nur auf ausdrücklichen 
Wunsch der Patientin oder des Patien-
ten tätig. Sie oder er kann sich mit 
schriftlichem Einverständnis der Patien-
tin oder des Patienten unmittelbar an 
die Krankenhausleitung, den Kranken-
hausträger und sonstige zuständige In-
stitutionen oder Behörden wenden. Die 
datenschutzrechtlichen Vorschriften 
bleiben unberührt. Tatsachen, die unter 
eine gesetzliche oder vertragliche 
Schweigepflicht fallen, darf die Patien-
tenfürsprecherin oder der Patientenfür-
sprecher nur offenbaren, soweit eine 
entsprechende Entbindung von der 
Schweigepflicht vorliegt. 
 
(4) Die Patientenfürsprecherin oder der 
Patientenfürsprecher wird vom Kran-
kenhaus in ihrer oder seiner Arbeit un-
terstützt. Zur Ausübung sind ihr oder 
ihm insbesondere geeignete Räumlich-
keiten zur Verfügung zu stellen. Das 
Krankenhaus teilt den Namen und die 
Anschrift der Patientenfürsprecherin  
oder des Patientenfürsprechers der 
Krankenhausaufsichtsbehörde mit. Es 
stellt sicher, dass die Patientinnen und 
Patienten frühzeitig über den Namen, 
die dienstliche Anschrift, die Sprech-
stundenzeit und den Aufgabenbereich 
der Patientenfürsprecherinnen und Pa-
tientenfürsprecher in geeigneter Weise 
informiert werden. Hierzu ist den Patien-
tinnen und Patienten insbesondere ent-
sprechendes Informationsmaterial be-
reitzustellen. Der unmittelbare Zugang 
zur Patientenfürsprecherin oder zum 
Patientenfürsprecher muss gesichert 
sein. 
 
(5) Das Krankenhaus hat einen sozialen 
Dienst sicherzustellen und die Patientin-
nen und Patienten darüber zu informie-
ren. Der soziale Dienst hat die Aufgabe, 
die Patientinnen und Patienten in 
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sozialen Fragen zu beraten und Hilfen 
nach den Sozialgesetzbüchern zu ver-
mitteln. § 39 Absatz 1a des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Krankenversicherung - (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1988, 
BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
11. Juli 2021 (BGBl. I S. 2754) geändert 
worden ist, bleibt unberührt. 
 
(6) Die Patientinnen und Patienten ha-
ben ein Recht auf seelsorgerische Be-
treuung im Krankenhaus.“ 
 

5.  § 10 wird wie folgt geändert: 
 

Dem Absatz 1 werden die folgenden 
Sätze angefügt: 
 
„Das für das Gesundheitswesen zustän-
dige Ministerium wird ermächtigt, wei-
tere Routinemeldepflichten und -wege, 
wie zum Beispiel die Meldung über den 
Intensivbettenbestand, das Personal für 
Intensivstationen sowie den Infektions-
status von Patientinnen und Patienten 
auf Intensivstationen, für den Kranken-
hausbereich durch Rechtsverordnung 
zu regeln. Die Bestimmungen des § 8 
Absatz 3 des Rettungsgesetzes NRW 
bleiben unberührt. Die Rechtsverord-
nung regelt mindestens Form, Inhalt, Art 
und Umfang der Meldung und gibt die 
Meldeempfängerin oder den Melde-
empfänger sowie den Meldeturnus vor.“ 
 

 5. unverändert  

6.  § 11 wird wie folgt gefasst: 
 
„§ 11 

Rechtsaufsicht 
 
(1) Krankenhäuser und ihre gemein-
schaftlichen Einrichtungen sowie die mit 
den Krankenhäusern notwendigerweise 
verbundenen Ausbildungsstätten ge-
mäß § 2 Nummer 1a des Krankenhaus-
finanzierungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. April 
1991 (BGBl. I S. 886), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 11. Juli 
2021 (BGBl. I S. 2754) geändert worden 
ist, unterliegen der Rechtsaufsicht. 

 6.  § 11 wird wie folgt gefasst: 
 
„§ 11 

Rechtsaufsicht 
 
(1) Krankenhäuser und ihre gemein-
schaftlichen Einrichtungen sowie die mit 
den Krankenhäusern notwendigerweise 
verbundenen Ausbildungsstätten ge-
mäß § 2 Nummer 1a des Krankenhaus-
finanzierungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. April 
1991 (BGBl. I S. 886), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 11. Juli 
2021 (BGBl. I S. 2754) geändert worden 
ist, unterliegen der Rechtsaufsicht. 
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(2) Die Aufsicht erstreckt sich auf die 
Beachtung der für die in Absatz 1 ge-
nannten Einrichtungen geltenden ge-
sundheitsrechtlichen Vorschriften. Zu 
den gesundheitsrechtlichen Vorschrif-
ten im Sinne von Satz 1 zählen insbe-
sondere: 
 
1. der Vorrang für Notfallpatientinnen 

und -patienten gemäß § 2 Absatz 1 
Satz 2 und 3, 

2. das Entlassmanagement gemäß § 
39 Absatz 1a des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch in Verbindung 
mit § 8 Absatz 1 dieses Gesetzes, 

3.  Aufklärungs- und Informations-
pflichten gemäß den §§ 630 c bis 
630 g des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches, 

4.  Patientensicherheit gemäß § 2 Ab-
satz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 3 
Absatz 1 und 2, 

5.  die Einhaltung der Vorgaben ge-
mäß § 5, 

6.  die Sicherstellung der Kranken-
haushygiene gemäß § 6, 

7.  die Sicherstellung der Transpa-
renzvorgaben gemäß § 7, 

8.  die Bestellung von Transplantati-
onsbeauftragten gemäß § 9 und die 
Einhaltung der Vorgaben des 
Transplantationsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
4. September 2007 (BGBl. I S. 
2206) in der jeweils geltenden Fas-
sung, 

9.  die Mitwirkung an der Bewältigung 
von Großeinsatzlagen gemäß § 10 
Absatz 2,  

10.  die Organisation des Krankenhau-
ses gemäß § 31 und 

11. die Einhaltung der weiteren Vorga-
ben nach den Abschnitten II bis IV. 

 
(3) Die zuständige Aufsichtsbehörde ist 
bei konkreten Anhaltspunkten für einen 
Verstoß gegen gesundheitsrechtliche 
Vorschriften im Sinne von Absatz 2 Satz 
1 oder gegen eine auf Grund dieser Vor-
schriften erlassenen Anordnung befugt, 
die anlassbezogen erforderlichen Maß-
nahmen zur Untersuchung zu ergreifen. 
Maßnahmen in diesem Sinne sind zum 

(2) Die Aufsicht erstreckt sich auf die 
Beachtung der für die in Absatz 1 ge-
nannten Einrichtungen geltenden ge-
sundheitsrechtlichen Vorschriften. Zu 
den gesundheitsrechtlichen Vorschrif-
ten im Sinne von Satz 1 zählen insbe-
sondere: 
 
1. der Vorrang für Notfallpatientinnen 

und -patienten gemäß § 2 Absatz 1 
Satz 2 und 3, 

2. das Entlassmanagement gemäß § 
39 Absatz 1a des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch in Verbindung 
mit § 8 Absatz 1 dieses Gesetzes, 

3.  Aufklärungs- und Informations-
pflichten gemäß den §§ 630 c bis 
630 g des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches, 

4.  Patientensicherheit gemäß § 2 Ab-
satz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 3 
Absatz 1 und 2, 

5.  die Einhaltung der Vorgaben ge-
mäß § 5, 

6.  die Sicherstellung der Kranken-
haushygiene gemäß § 6, 

7.  die Sicherstellung der Transpa-
renzvorgaben gemäß § 7, 

8.  die Bestellung von Transplantati-
onsbeauftragten gemäß § 9 und die 
Einhaltung der Vorgaben des 
Transplantationsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
4. September 2007 (BGBl. I S. 
2206) in der jeweils geltenden Fas-
sung, 

9.  die Mitwirkung an der Bewältigung 
von Großeinsatzlagen gemäß § 10 
Absatz 2,  

10.  die Organisation des Krankenhau-
ses gemäß § 31 und 

11. die Einhaltung der weiteren Vorga-
ben nach den Abschnitten II bis IV. 

 
(3) Die zuständige Aufsichtsbehörde ist 
bei konkreten Anhaltspunkten für einen 
Verstoß gegen gesundheitsrechtliche 
Vorschriften im Sinne von Absatz 2 Satz 
1 oder gegen eine auf Grund dieser Vor-
schriften erlassenen Anordnung befugt, 
die anlassbezogen erforderlichen Maß-
nahmen zur Untersuchung zu ergreifen. 
Maßnahmen in diesem Sinne sind zum 
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Beispiel die Begehung vor Ort, Akten-
einsicht und die Einholung von Gutach-
ten. Bei einem Verstoß gegen eine ge-
sundheitsrechtliche Vorschrift ist die zu-
ständige Aufsichtsbehörde befugt, die 
erforderlichen Maßnahmen zur Abhilfe 
des Verstoßes zu treffen. Zu den erfor-
derlichen Maßnahmen gehört insbeson-
dere die Erteilung von Auflagen und Rü-
gen. Die Krankenhäuser sind verpflich-
tet, den von der zuständigen Aufsichts-
behörde beauftragten Personen Grund-
stücke, Räume, Anlagen und Einrich-
tungen zugänglich zu machen, auf Ver-
langen Bücher und sonstige Unterlagen 
vorzulegen, die Einsicht in diese zu ge-
währen und die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen. Bei Gefahr im Verzug 
sind der Zutritt jederzeit zu gestatten 
und die notwendigen Prüfungen zu dul-
den. Die Freiheit der Person (Artikel 2 
Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
einschließlich des Rechts auf informati-
onelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Ab-
satz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 
1 des Grundgesetzes), die Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 
1 des Grundgesetzes) und das Grund-
recht auf Eigentum (Artikel 14 Absatz 1 
des Grundgesetzes) werden insoweit 
eingeschränkt. Die Vorschriften über 
den Infektionsschutz, die Aufsicht über 
die Gemeinden, Gemeindeverbände, 
Universitätskliniken sowie Krankenhäu-
ser im Straf- oder Maßregelvollzug blei-
ben unberührt. 
 
(4) Ist im Rahmen der Maßnahmen 
nach Absatz 3 eine Einsicht in die Pati-
entendokumentation erforderlich, soll 
vorab die Einwilligung der Patientin oder 
des Patienten eingeholt werden. Die zu-
ständige Aufsichtsbehörde ist auch 
ohne Einwilligung der Patientin oder des 
Patienten zu einer vollständigen Ein-
sichtnahme in die Patientendokumenta-
tion befugt, sofern dies zur Abwehr ei-
ner Gefahr für Leben, Gesundheit oder 
Freiheit einer Patientin, eines Patienten 
oder einer oder eines Dritten unbedingt 
erforderlich ist und schützenswerte Inte-
ressen der Betroffenen im konkreten 

Beispiel die Begehung vor Ort, Akten-
einsicht und die Einholung von Gutach-
ten. Bei einem Verstoß gegen eine ge-
sundheitsrechtliche Vorschrift ist die zu-
ständige Aufsichtsbehörde befugt, die 
erforderlichen Maßnahmen zur Abhilfe 
des Verstoßes zu treffen. Zu den erfor-
derlichen Maßnahmen gehört insbeson-
dere die Erteilung von Auflagen und Rü-
gen. Die Krankenhäuser sind verpflich-
tet, den von der zuständigen Aufsichts-
behörde beauftragten Personen Grund-
stücke, Räume, Anlagen und Einrich-
tungen zugänglich zu machen, auf Ver-
langen Bücher und sonstige Unterlagen 
vorzulegen, die Einsicht in diese zu ge-
währen und die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen. Bei Gefahr im Verzug 
sind der Zutritt jederzeit zu gestatten 
und die notwendigen Prüfungen zu dul-
den. Die Freiheit der Person (Artikel 2 
Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
einschließlich des Rechts auf informati-
onelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Ab-
satz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 
1 des Grundgesetzes), die Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 
1 des Grundgesetzes) und das Grund-
recht auf Eigentum (Artikel 14 Absatz 1 
des Grundgesetzes) werden insoweit 
eingeschränkt. Die Vorschriften über 
den Infektionsschutz, die Aufsicht über 
die Gemeinden, Gemeindeverbände, 
Universitätskliniken sowie Krankenhäu-
ser im Straf- oder Maßregelvollzug blei-
ben unberührt. 
 
(4) Ist im Rahmen der Maßnahmen 
nach Absatz 3 eine Einsicht in die Pati-
entendokumentation erforderlich, soll 
vorab die Einwilligung der Patientin oder 
des Patienten eingeholt werden. Die zu-
ständige Aufsichtsbehörde ist auch 
ohne Einwilligung der Patientin oder des 
Patienten zu einer vollständigen Ein-
sichtnahme in die Patientendokumenta-
tion befugt, sofern dies zur Abwehr ei-
ner Gefahr für Leben, Gesundheit oder 
Freiheit einer Patientin, eines Patienten 
oder einer oder eines Dritten unbedingt 
erforderlich ist und schützenswerte Inte-
ressen der Betroffenen im konkreten 
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Einzelfall nicht überwiegen. Personen-
bezogene Daten, einschließlich solcher 
besonderer Kategorien, sollen soweit 
wie möglich unkenntlich gemacht wer-
den. Sofern das Einverständnis der Pa-
tientin oder des Patienten in die Patien-
tenakte vorab nicht eingeholt werden 
kann, ist die Patientin oder der Patient 
unverzüglich nachträglich über die er-
folgte Einsichtnahme zu informieren. 
Die Bestimmungen zum Schutze der 
patientenbezogenen Daten bleiben im 
Übrigen unberührt. 
 
(5) Die Zuständigkeiten für die Belange 
des Krankenhauswesens werden in der 
Verordnung zur Regelung von Zustän-
digkeiten und Verfahren im Kranken-
hauswesen auf dem Gebiet des Kran-
kenhauswesens vom 21. Oktober 2008 
(GV. NRW. S. 642) in der jeweils gelten-
den Fassung geregelt. 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Die Aufsichtsbehörden können mit 
der Durchführung der ihnen obliegen-
den Aufgaben auch fachlich und per-
sönlich geeignete Dritte beauftragen. 
Die Verantwortung der Aufsichtsbehör-
den bleibt dadurch unberührt. Bei zeit-
lich unabweisbaren Angelegenheiten, 
die eine Gefahr für wichtige Rechtsgüter 
befürchten lassen, kann die übergeord-
net zuständige Behörde eigenständig 
tätig werden.“  

 

Einzelfall nicht überwiegen. Personen-
bezogene Daten, einschließlich solcher 
besonderer Kategorien, sollen soweit 
wie möglich unkenntlich gemacht wer-
den. Sofern das Einverständnis der Pa-
tientin oder des Patienten in die Patien-
tenakte vorab nicht eingeholt werden 
kann, ist die Patientin oder der Patient 
unverzüglich nachträglich über die er-
folgte Einsichtnahme zu informieren. 
Die Bestimmungen zum Schutze der 
patientenbezogenen Daten bleiben im 
Übrigen unberührt. 
 
(5) Es sind  
 
1. untere Aufsichtsbehörde 
 die kreisfreie Stadt und der Kreis, 
2. obere Aufsichtsbehörde  
 die Bezirksregierung, 
3. oberste Aufsichtsbehörde  
 das für das Gesundheitswesen zu-

ständige Ministerium. 
 
Für die Durchführung der Aufgaben 
nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 11 ist die 
Bezirksregierung als obere Aufsichtsbe-
hörde zuständig. 
 
(6) Die Aufsichtsbehörden können mit 
der Durchführung der ihnen obliegen-
den Aufgaben auch fachlich und per-
sönlich geeignete Dritte beauftragen. 
Die Verantwortung der Aufsichtsbehör-
den bleibt dadurch unberührt. Bei zeit-
lich unabweisbaren Angelegenheiten, 
die eine Gefahr für wichtige Rechtsgüter 
befürchten lassen, kann die übergeord-
net zuständige Behörde eigenständig 
tätig werden.“  

 
  7. § 14 wird wie folgt geändert: 

 
a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 werden die Wörter 

„und den Beteiligten nach 
§ 15 Absatz 1“ gestrichen. 

 
bb) In Satz 4 wird das Wort „Pla-

nungskozepte" durch das 
Wort „Planungskonzepte“ er-
setzt. 
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cc) In Satz 5 werden die Wörter 
„untere Gesundheitsbehörde“ 
durch die Wörter „zuständige 
Behörde“ ersetzt. 

 
b) In Absatz 4 Satz 4 wird die Angabe 

„5“ durch die Angabe „7“ ersetzt. 
 

7.  § 34a wird wie folgt gefasst: 
 

„§34a 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
 
1. einer Vorschrift der auf Grund des 

§ 34 Satz 2 erlassenen Rechtsver-
ordnung oder auf Grund dieser 
Rechtsverordnung ergangenen An-
ordnung zuwiderhandelt, soweit die 
Rechtsverordnung für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist, 

2.  der Verpflichtung gemäß § 21 Ab-
satz 7 zuwiderhandelt oder 

3. seinen Mitwirkungspflichten nach 
§ 11 Absatz 3 Satz 5 und 6 bezie-
hungsweise Absatz 4 nicht nach-
kommt. 

 
Die Ordnungswidrigkeit kann im Fall 
des Satzes 1 Nummer 1 mit einer Geld-
buße bis zu 10 000 Euro, im Fall des 
Satzes 1 Nummer 2 mit einer Geldbuße 
bis zu 50 000 Euro und im Fall des Sat-
zes 1 Nummer 3 mit einer Geldbuße bis 
zu 25 000 geahndet werden.“ 

 

 8. § 34a wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 34a 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig 

 
1. einer Vorschrift der auf Grund des 

§ 34 Satz 2 erlassenen Rechtsver-
ordnung oder der auf Grund dieser 
Rechtsverordnung ergangenen An-
ordnung zuwiderhandelt, soweit die 
Rechtsverordnung für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist, 

2. der Verpflichtung gemäß § 21 Ab-
satz 7 zuwiderhandelt oder 

3. seinen Mitwirkungspflichten nach 
§ 11 Absatz 3 Satz 5 und 6 bezie-
hungsweise Absatz 4 nicht nach-
kommt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann im Fall 
des Absatzes 1 Nummer 1 mit einer 
Geldbuße bis zu 10 000 Euro, im Fall 
des Absatzes 1 Nummer 2 mit einer 
Geldbuße bis zu 50 000 Euro und im 
Fall des Absatzes 1 Nummer 3 mit einer 
Geldbuße bis zu 25 000 Euro geahndet 
werden. 
 
(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im 
Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das 
zuletzt durch Artikel 31 des Gesetzes 
vom 5. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607) 
geändert worden ist, ist die Bezirksre-
gierung.“ 
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  9. § 34c wird wie folgt geändert: 
 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 
 
b) Folgende Absätze 2 bis 6 werden 

angefügt: 
 

„(2) Es werden zwei Patienten-
aktensicherungsfonds errichtet. Ein 
Fonds soll die Sicherung der Pati-
entenakten im Sinne des Absatzes 
1 für die nach § 108 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch zugelas-
senen Krankenhäuser gewährleis-
ten. Ein weiterer Fonds soll die Si-
cherung der Patientenakten im 
Sinne des Absatzes 1 für die Privat-
krankenanstalten nach § 30 der 
Gewerbeordnung, sowie die Vor-
sorge- und Rehabilitationseinrich-
tungen nach § 107 Absatz 2 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
gewährleisten. Der Beitritt zu den in 
Satz 1 genannten Patientenakten-
sicherungsfonds ist für die in den 
Sätzen 2 und 3 genannten Einrich-
tungen freiwillig. 
 
(3) Der Fonds nach Absatz 2 Satz 
2 wird von der Krankenhausgesell-
schaft Nordrhein-Westfalen e. V. 
errichtet und verwaltet. Der Fonds 
nach Absatz 2 Satz 3 wird von dem 
Verband der Privatkliniken Nord-
rhein-Westfalen e. V. errichtet und 
verwaltet. Die erforderlichen Kos-
ten zur Errichtung und Verwaltung 
der Patientenaktensicherungs-
fonds im Sinne des Absatzes 2 
Satz 1 werden aus den Mitteln der 
Patientenaktensicherungsfonds 
entrichtet. 
 
(4) Zur Absicherung im Sinne des 
Absatzes 2 Satz 1 zahlen die in Ab-
satz 2 Satz 2 und 3 genannten Ein-
richtungen eine Grundeinlage so-
wie etwaige, erforderlich werdende 
Nachschüsse in den jeweiligen 
Fonds. Nach Auflösung der Einrich-
tung oder bei Austritt aus dem Pati-
entenaktensicherungsfonds 
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können die bereits entrichteten Bei-
träge nicht zurückgefordert werden. 
 
(5) Die zuständigen Behörden ver-
anlassen im Bedarfsfall die Siche-
rung und Archivierung der Patien-
tenakten im Sinne des Absatzes 2 
Satz 1 und rufen die hierfür benö-
tigten Mittel gegenüber dem jeweils 
zuständigen Fonds ab. Die zustän-
digen Behörden sind darüber hin-
aus zur Durchsetzung der Pflichten 
nach Absatz 4 Satz 1 zuständig. 
 
(6) Das für das Gesundheitswesen 
zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, die nähere Ausgestaltung 
der Patientenaktensicherungs-
fonds, insbesondere Höhe und Fäl-
ligkeit der Grundeinlagen sowie et-
waiger erforderlicher Nachschüsse, 
die Abrufung von Mitteln, die Be-
stimmung der Behörden und die Er-
stattung der Aufwendungen für die 
Errichtung und Verwaltung der Pa-
tientenaktensicherungsfonds nach 
Abstimmung mit den Verwaltern 
der Patientenaktensicherungs-
fonds durch Rechtsverordnung zu 
regeln.“ 

 
  10. § 37 wird wie folgt geändert: 

 
a) Die Absätze 1 und 2 werden wie 

folgt gefasst: 
 
 „(1) Abweichend von § 14 Absatz 2 

kann zu erstmaligen Verhandlun-
gen über regionale Planungskon-
zepte auf Grundlage von Rahmen-
vorgaben, die eine Plansystematik 
nach Leistungsbereichen und Leis-
tungsgruppen umsetzen, nur die 
zuständige Behörde auffordern. 
Die zuständige Behörde erlässt die 
Aufforderungen nach Satz 1 für alle 
Leistungsbereiche und Leistungs-
gruppen in sämtlichen Planungsre-
gionen spätestens sechs Monate 
nach Aufstellung der Rahmenvor-
gaben. 
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 (2) Für alle vor dem Zeitpunkt der 
Aufforderungen nach Absatz 1 
Satz 1 eingeleiteten regionalen 
Planungsverfahren finden die § 10 
Absatz 1, § 12 Absatz 3, § 14 Ab-
satz 1 und 3, § 16 Absatz 1 und 2 
und § 24 in ihrer bis zum 18. März 
2021 geltenden Fassung sowie die 
auf dieser Basis zuletzt aufgestell-
ten Rahmenvorgaben weiterhin An-
wendung. Nach dem in Satz 1 ge-
nannten Zeitpunkt sind die zuvor 
eingeleiteten Planungsverfahren 
nicht weiter fortzuführen.“ 

 
b) In Absatz 5 werden die Wörter „Ab-

weichend von Absatz 2“ durch die 
Wörter „Abweichend von Absatz 4“ 
ersetzt.“ 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten 
 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
 

 Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Unverändert  
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung „Viertes Gesetz zur Änderung des Krankenhausge-
staltungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen“ (Drucksache 17/15517) wurde am 
24. November 2021 vom Plenum zur Beratung an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales überwiesen. 
 
Die Landesregierung führt aus, dass der Zweck des Gesetzes sei, die patienten- und bedarfs-
gerechte Versorgung der Bevölkerung durch Krankenhäuser sicher zu stellen. Zum Schutz der 
Patientinnen und Patienten sei daher umfassend im Rahmen der Rechtsausicht zu prüfen, ob 
die Krankenhäuser die für sie geltenden rechtlichen Gesundheitsvorschriften beachteten. Die 
bisher in § 11 KHGG NRW dazu getroffenen Regelungen seien zu allgemein, um aufsichts-
rechtlich wirkungsvoll vorzugehen. Insbesondere fehle die Beschreibung von Maßnahmen und 
die Festlegung konkreter Befugnisse, die die Krankenhausaufsicht zur Überprüfung ergreifen 
könnte sowie Sanktionen, die bei festgestelltem Fehlverhalten ergriffen werden könnten. Beim 
aufsichtsrechtlichen Vorgehen habe es deshalb immer wieder Auseinandersetzungen über die 
Kompetenzen der Krankenhausaufsicht gegeben. Durch die Konkretisierung im Gesetz solle 
für alle Beteiligten Klarheit über die Reichweite der Aufsicht geschaffen werden. 
 
Des Weiteren habe sich in den Jahren 2020 und 2021 gezeigt, dass auch während pandemi-
schen Lagen Besuche im Krankenhaus nicht vollständig unterbunden werden dürften. Dies 
gebiete zum einen das in Art. 2 Absatz 1 GG verankerte Recht auf freie Entfaltung der Per-
sönlichkeit. Bei Besuchen von Familienangehörigen sei zudem Art. 6 Absatz 1, 2 und 4 zu 
berücksichtigen. Darüber hinaus förderten soziale Kontakte die Genesung. Aus den darge-
stellten Gründen solle ein allgemeines Besuchsrecht in § 3 des KHGG NRW aufgenommen 
werden. 
 
Durch die Verankerung einer gesetzlichen Verpflichtung zur Bestellung einer Patientenfürspre-
cherin oder eines Patientenfürsprechers sollen die Rechte der Patientinnen und Patienten ge-
stärkt und das Vertrauensverhältnis zwischen Patientinnen und Patienten einerseits sowie 
dem Krankenhaus andererseits verbessert werden. 
 
Als Erkenntnis aus der pandemischen Situation sei es notwendig, über eine Datenbank die 
Auslastung der intensivmedizinischen Kapazitäten der Krankenhäuser sowie weitere relevante 
Parameter zu erfassen. Das Informationssystem Gefahrenabwehr NRW (IG NRW MediRIG) 
solle entsprechend weiterentwickelt werden. Zudem solle eine Mitwirkungspflicht der Kranken-
häuser in künftigen pandemischen Lagen und vergleichbaren Gefahrensituationen gesetzlich 
festgeschrieben werden. 
 
B Beratung 
 
Der Gesetzentwurf wurde in der Sitzung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
am 8. Dezember 2021 erstmals aufgerufen und der Ausschuss hat einvernehmlich die Durch-
führung einer Anhörung von Sachverständigen zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung, 
Drucksache 17/15517, beschlossen (Ausschussprotokoll 17/1669). Die Anhörung hat der Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales in seiner Sitzung am 2. Februar 2022 durchgeführt 
(Ausschussprotokoll 17/1717). Die Sachverständigen waren gebeten, im Vorfeld der Anhörung 
schriftlich zu dem Gesetzentwurf Stellung zu nehmen.  
 
Dem Ausschuss lagen im Rahmen der Anhörung folgende Stellungnahmen vor:  

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/16934 

 
 

16 

eingeladen 
 

Stellungnahme 
 

Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e. V. 
Matthias Blum 
Düsseldorf 

17/4794 

Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein 
Dr. med. Frank Bergmann 
Düsseldorf 

17/4797 

Kassenärztliche Vereinigung  
Westfalen-Lippe 
Dr. med. Dirk Spelmeyer 
Dortmund 

17/4793 

Beauftragte der Landesregierung für Menschen mit 
Behinderung sowie für Patientinnen und Patienten in 
NRW 
Claudia Middendorf 
Düsseldorf 

17/4789 

Katholischer Krankenhausverband Deutschlands 
e.V.(kkvd) 
Ingo Morell 
Berlin 

17/4808 

Christian Engler 
c/o Sana Kliniken AG 
Regionalgeschäftsführer NRW 
Hilden 

17/4804 

AOK Rheinland/Hamburg 
Dr. Simon Loeser 
Düsseldorf 

17/4792 
Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) 
Landesvertretung  
Nordrhein-Westfalen 
Dirk Ruiss  
Düsseldorf 

Volksinitiative „Gesunde  
Krankenhäuser in NRW – für Alle!“ 
Verein zur Förderung eines solidarischen und  
öffentlichen Gesundheitswesens NRW e.V. 
Susanne Quast 
Köln 

17/4788 

PatientInnen-Netzwerk NRW 
Gregor Bornes 
Gesundheitsladen Köln e.V. 
Köln 

17/4796 

 
Weitere Stellungnahmen:  
 
Ärztekammer Nordrhein   Stellungnahme 17/4812 
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Die Auswertung der Anhörung führte der Ausschuss am 16. März 2022 durch (Ausschusspro-
tokoll 17/1759). 
 
Am 29. März 2022 haben die Fraktion der CDU und die Fraktion der FDP einen gemeinsamen 
Änderungsantrag, Drucksache 17/16917, vorgelegt. 
 
In seiner Sitzung am 30. März 2022 hat der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
den Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/15517, sowie den Änderungsantrag 
der Fraktionen von CDU und FDP, Drucksache 17/16917, abschließend beraten und führte 
die Abstimmung zur Beschlussempfehlung an das Plenum über den Gesetzentwurf durch 
(Ausschussprotokoll 17/1776).  
 
C Abstimmung 
 
Der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU und FDP, bei Nein-Stimme der Fraktion der SPD und bei Enthaltung der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion der AfD für die Annahme des Änderungsantrages, 
Drucksache 17/16917 gestimmt. 
 
Der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales empfiehlt den somit geänderten 
Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/15517, mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU und der FDP, der Nein-Stimme der Fraktion der SPD und bei Enthaltung der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion der AfD zur Annahme. 
 
 
 
Heike Gebhard 
(Vorsitzende) 
 


